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Georg Fülberth 

Zur Genese des Revisionismus in der deutschen 
Sozialdemokratie vor 1914 

Vorbemerkungen 

Zu den historisch-politischen Begriffen, die in den letzten Jahren 
durch undifferenzierte Anwendung verunklärt wurden, gehört auch 
der Terminus „Revisionismus". Bevor er gleichermaßen inadäquat 
zur Kennzeichnung der technokratischen Praktiken der SPD in der 
BRD und der Außenpolitik der Sowjetunion verwandt wurde, meinte 
er den theoretischen Ausdruck einer sich von der Marxschen Gesell-
schaftstheorie und der politischen Praxis, die aus ihr abzuleiten ist, 
absetzenden Richtung in der Arbeiterbewegung, die Arbeiterinteres-
sen ausschließlich durch Reformen innerhalb der Grenzen des kapi-
talistischen Systems wahrnehmen will. Das Phänomen des Reformis-
mus ist nicht erst seit Bernstein aktuell. „Reformistische" Tendenzen 
gab es vor der Veröffentlichung von Bernsteins Aufsatzserie „Pro-
bleme des Sozialismus" — dem Beginn des „Revisionismus" — nicht 
nur in Deutschland, sondern auch in Frankreich und England. Wenn 
im folgenden die Voraussetzungen, Begleitumstände und Folgen des 
Revisionismus in Deutschland untersucht werden sollen, dann sind 
darunter die Praxis der deutschen Sozialdemokratie (vor allem nach 
1890) bis zum Revisionsversuch Bernsteins und die Politik der SPD 
vom ersten Revisionsversuch Bernsteins (1896/99) bis 1914, die diesem 
theoretischen revisionistischen Vorstoß folgte, zu verstehen. 

In der Forschung werden bis heute noch höchst unterschiedliche 
Ursachen des Revisionismus genannt. In einem großen Teil der mar-
xistischen Literatur dominiert die Leninsche These von der Arbeiter-
aristokratie als der entscheidenden Trägerschicht reformistischer 
Tendenzen. Bereits vor 1914 kennzeichnete Robert Michels den be-
grenzten Horizont und die strategische Indolenz der sozialdemokra-
tischen Bürokratie als eine der Voraussetzungen opportunistischer 
Anpassung an vorgegebene Machtverhältnisse1. Der Bürokratie in 
SPD und Gewerkschaften haben auch marxistische Historiker der 
Arbeiterbewegung große Aufmerksamkeit geschenkt, die den orga-
nisationssoziologischen und sozialpsychologischen Ansatz Michels' 
allerdings dadurch ersetzten, daß sie gesamtgesellschaftlich vermit-
telte Voraussetzungen der bürokratischen Beharrungstendenzen in 

1 Robert Michels, Zur Soziologie des Parteiwesens in der modernen 
Demokratie, Untersuchungen über die oligarchischen Tendenzen des 
Gruppenlebens, 2. Aufl., Stuttgart 1925. 
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ihre Analyse einzubeziehen suchten und — hierin Lenin folgend — die 
Partei- und Gewerkschaftsbürokratie mit der Arbeiteraristokratie in 
Verbindung brachten2. 

Die Vertreter einer dritten, im Westen dominierenden und an der 
gegenwärtigen Politik der SPD orientierten Position sehen als Ur-
sache für den endlichen Sieg des Revisionismus in der Sozialdemo-
kratie den angeblichen Sachzwang gewandelter sozialer und politi-
scher Verhältnisse, die mit der Nivellierung der Klassenunterschiede 
und der Chance parlamentarischer Machtausübung durch eine Ar-
beiterpartei in der bürgerlichen Republik die Möglichkeit der ad-
äquaten Vertretung von Arbeiterinteressen innerhalb der kapitalisti-
schen Gesellschaft schufen3. 

Mit diesen Forschungsrichtungen teilen die folgenden Bemerkun-
gen die Begrenzung ihres Beobachtungsgegenstandes auf die deutsche 
Arbeiterbewegung4, sie suchen sich von ihnen dadurch zu unterschei-
den, daß sie neben der Entwicklung der Lage der Arbeiterklasse in 
Deutschland zwischen 1890 und 1914 die besonderen Bedingungen, 
die durch die Auseinandersetzung der SPD mit dem Herrschafts-
system des wilhelminischen Reiches gesetzt wurden, als eine der 
Voraussetzungen für die spezifische deutsche Variante des Revisio-
nismus zu akzentuieren suchen. 

2 Jürgen Kuczynski, Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem 
Kapitalismus, Teil I: Die Geschichte der Lage der Arbeiter in Deutschland 
von 1789 bis zur Gegenwart, Bd. 4: Darstellung der Lage der Arbeiter in 
Deutschland von 1900 bis 1917/18, Berlin 1967, S. 306—309. 

3 Diese Forschungsrichtung orientiert sich zumeist an einer Kritik des 
„Kautskyanismus" (Erich Matthias), indem sie die Irrealität und Praxis-
ferne der orthodox-marxistischen Formeln Kautskys nachzuweisen sucht, 
die die tatsächliche revisionistische Arbeit der Partei zu sehr verschleiert 
habe: meist unausgesprochen wird dabei diese revisionistische Praxis als 
die sachadäquatere vorgestellt, ohne daß der bürgerliche oder rechtssozial-
demokratische Historiker gezwungen wäre, expressis verbis für die Re-
visionisten Partei zu ergreifen. Die Kritik von links am „Kautskyanis-
mus" ermöglicht den Vertretern dieser Position ein Anknüpfen an links-
kommunistische Kritiker in der Weimarer Republik (z. B. Karl Korsch, 
Marxismus und Philosophie, hrsg. und eingeleitet von Erich Gerlach, 
Frankfurt/Main und Wien 1966, S. 42—48; Kurt Brandis [ = Karl Friedrich 
Brockschmidt], Die deutsche Sozialdemokratie bis zum Fall des Sozialisten-
gesetzes, Leipzig 1931). Vgl. Erich Matthias, Kautsky und der Kautsky-
anismus, Die Funktion der Ideologie in der deutschen Sozialdemokratie 
vor dem Ersten Weltkriege, in: Marxismusstuidien, 2. Bd., Tübingen 1957, 
S. 151—197. Zum gleichen Ergebnis gelangt, ohne daß er pseudolinke 
Positionen beziehen muß, der Herzfeld-Schüler Gerhard A. Ritter, Die 
Arbeiterbewegung im wilhelminischen Reich, Berlin-Dahlem 1959. 

4 Den internationalen Kontext der Entstehung des deutschen Revisio-
nismus versucht Bo Gustafsson in seiner jedoch vorwiegend ideen-
geschichtlich argumentierenden Habüitationsschrift sichtbar zu machen: 
Bo Gustafsson, Marxism och revisionism — Eduard Bernsteins kritik av 
marxism och dess idéhistoriska förutsättningar, Stockholm 1969. 
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1. Zur Entwiddung der Lage der Arbeiterklasse 1890—1914 

Zwischen dem Gründerkrach von 1873 und der Jahrhundertwende 
trat der deutsche Kapitalismus in eine Phase schneller Kapital-
zentralisation und -konzentration ein5. Sie ist gekennzeichnet durch 
eine rapide — bis 1914 anhaltende6 — Steigerung der Produktivität, 
die auf organisatorische und technische Fortschritte sowie Erhöhung 
der Arbeitsintensität zurückzuführen ist. Die Intensivierung der 
Arbeit ist nicht unmittelbar statistisch feststellbar, aber zu erschlie-
ßen aus der Erhöhung der Unfallzahl pro Arbeitsstunde7 und der 
Verschlechterung des Gesundheitszustandes der Arbeiter, die durch 
eine Steigerung des Krankenstandes zu belegen ist8. 

Produktivitätssteigerung und Intensivierung der Arbeit bedingten 
einige Änderungen in der Lage der Arbeiterklasse, die von den Orga-
nisationen der Arbeiterbewegung erkämpft werden mußten. 

Von den siebziger Jahren bis etwa zur Jahrhundertwende stiegen 
die Reallöhne an9, sie stagnierten zwischen 1900 und 191410. (Zugleich 
aber blieb das Wachstum der industriellen Lohneinkommen hinter 
dem Wachstum der Arbeitsproduktivität zurück11.) Die Arbeitszeiten 
wurden verkürzt12. Durch die Sozialgesetzgebung wurden in den 
achtziger Jahren Unfall-, Kranken-, Invaliden- und Altersversiche-
rung für die Arbeiter eingeführt. Insgesamt machten die Versiche-
rungssätze die durch Berufskrankheiten und Unfälle verursachten 
Lohnausfälle keineswegs wett. Die Folgen der Intensivierung der 
Arbeit (Krankheiten, Unfälle) wurden lediglich gedämpft, nicht 

5 Friedrich Lütge, Deutsche Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Ein 
Überblick, 3. Aufl., Berlin, Heidelberg und New York 1966, S. 511—512, 
519—522; Hans-Ulrich Wehler, Bismarck und der Imperialismus, Köln und 
Berlin 1969, S. 95—111; Gustav Stolper, Karl Häuser und Knut Borchardt, 
Deutsche Wirtschaft seit 1870, Tübingen 1964, S. 53—56; Karl Erich Born, 
Der soziale und wirtschaftliche Strukturwandel Deutschlands am Ende des 
19. Jahrhunderts, in: Hans-Ulrich Wehler (Hrsg.), Moderne deutsche So-
zialgeschichte, Köln und Berlin 1966, S. 271—284, hier: S. 281—282; Helmut 
Böhme, Prolegomena zu einer Sozial- und Wirtschaftsgeschichte Deutsch-
lands im 19. und 20. Jahrhundert, 3. Aufl., Frankfurt/M. 1969, S. 73—74, 
S. 83—84, S. 98—99; Kuczynski, a.a.O., Bd. 3: Darstellung der Lage der 
Arbeiter in Deutschland von 1871 bis 1900, Berlin 1962, S. 121—138. 

6 Lütge, a.a.O., S. 510; Kuczynski, a.a.O., Bd. 4, S. 61 f. 
7 Kuczynski, a.a.O., Bd. 3, S. 368—387; Bd. 4, S. 400. Es handelte sich 

dabei um eine relative Steigerung der Unfallhäufigkeit; die absoluten Un-
fallzahlen stagnierten durch die Verkürzung der Arbeitszeit. 

8 Kuczynski, a.a.O., Bd. 3, S. 384—387. 
9 Ebd., Bd. 3, S. 302; Hans Rosenberg, Wirtschaftskonjunktur, Gesell-

schaft und Politik in Mitteleuropa, 1873 bis 1896, in: Wehler (Hrsg.), 
Moderne deutsche Sozialgeschichte, a.a.O., S. 225—253; hier: S. 238—239. 
Nach Rosenberg ist die Zeit 1881—1896 durch eine Steigerung, die Periode 
1897—1913 durch Stagnation der Reallöhne gekennzeichnet. 

10 Kuczynski, a.a.O., Bd. 4, S. 331; Rosenberg, a.a.O., S. 239. 
11 Rosenberg, a.a.O., S. 240; Wehler, Bismarck und der Imperialismus, 

a.a.O., S. 81. 
12 Kuczynski, a.a.O., Bd. 3, S. 349—363; Bd. 4, S. 385—386. 
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kompensiert18. Das ändert nichts daran, daß im Einzelfall die Unter-
stützung durch die Versicherungsmaßnahmen als Erleichterung emp-
funden wurde. 

Zu fragen ist, welche Wirkung diese widersprüchliche Entwicklung 
der Lage der Arbeiterklasse auf das politische Bewußtsein der Be-
troffenen hatte. 

Senkung der Arbeitszeit, Erhöhung der Reallöhne bis ca. 1900, 
Unfall-, Kranken-, Invaliden- und Altersversicherung: diese günsti-
gen Veränderungen waren auch für theoretisch noch ungeschulte 
Arbeiter unmittelbar sinnlich wahrnehmbar und zumindest durch 
einen einfachen Vergleich mit der Situation der vorigen Generation 
leicht festzustellen. Sie waren durch eine energische Reformpolitik 
der Arbeiterbewegung, vor allem der Gewerkschaften, erkämpft. 
Diese Erfolge erhöhten den Einfluß der Gewerkschaften, die von 
Anfang an „reformistisch" auftraten, den rechten Flügel der Arbei-
terbewegung bildeten und schließlich — 1905 — in der Diskussion 
über den Massenstreik dem Parteivorstand ihren Willen aufzwingen 
konnten. 

Die Differenz zwischen der verschiedenartigen Geschwindigkeit 
von Reallohnsteigerung und Zunahme der Arbeitsproduktivität da-
gegen war nicht oder kaum unmittelbar erfahrbar, sondern — ebenso 
wie die Beziehungen zwischen Intensivierung der Arbeit und Unfall-
zahl und Krankenstand — lediglich rechnerisch zu erschließen. Der 
überwältigenden Mehrheit der Arbeiterklasse aber stand der Bil-
dungsstoff zur Ermittlung dieser Daten, die ihr auch nicht durch Insti-
tutionen der Partei und der Gewerkschaften nahegebracht wurden, 
nicht zur Verfügung. Die Veränderungen der Lage der Arbeiterklasse 
in der Zeit zwischen der Aufhebung des Sozialistengesetzes und dem 
Ausbruch des Ersten Weltkrieges mußten also eher reformfreund-
liche Mentalitäten fördern, auf die sich eine ihnen entsprechende 
Partei- und Gewerkschaftspolitik stützen konnte14. Sie konnten eine 

13 Kuczynski, a.a.O., Bd. 3, S. 409. 
14 Dem widerspricht nicht Hans Rosenbergs Charakteristik der all-

gemeinen psychischen und politischen Auswirkungen der Periode der 
„Großen Depression" 1873—1896. Für ihn ist diese Zeit gekennzeichnet 
durch einen „Umschwung in der psychischen Bewußtseinslage und den 
Reaktionsweisen: ein vorwiegend sorgenvoll und pessimistisch gestimmter, 
zu ständiger Klage neigender Wirtschaftsgeist; eine Steigerung nunmehr 
chronisch und massenhaft werdender sozialer Unzufriedenheit und Un-
ruhe; eine Zunahme der ideologischen Dynamik und Aggressivität; ein mit 
der erschwerten Steigerung der nationalen Realeinkommen verknüpfter, 
unablässiger, oft hitzig werdender und vielfach mit politischen Mitteln 
ausgefochtener Streit über ihre Verteilung". Rosenberg, a.a.O., S. 233. 
„Soziale Unzufriedenheit und Unruhe" unter den Arbeitern können sich 
ebenso leicht in reformistische wie in revolutionäre Politik umsetzen; sie 
können ein Grund für ständig wiederholte — weil erfolgreiche — Tages-
kämpfe sein. Auch diejenigen Lohnkämpfe, die nicht mit einer revolutio-
nären Perspektive vermittelt sind, können „aggressiv und dynamisch" 
geführt werden, mehr noch: ein Kampf um die „Verteilung" der „natio-
nalen Realeinkommen" würde die Politik der in ihn involvierten Gewerk-
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Massenbasis des Reformismus dann abgeben, wenn die politischen 
und gewerkschaftlichen Organisationen der Arbeiterklasse dieses 
trade-unionistische Bewußtsein stützten, statt es durch intensive 
weitere Aufklärungsarbeit und eine Politik, die über die Erfüllung 
von Tagesforderungen hinauszielte, weiterzuentwickeln und auf-
zuheben. Von hier aus erscheint es fraglich, ob Kuczynskis Herleitung 
der Resonanz von Bernsteins Revisionsversuch des Marxismus aus 
der Existenz einer Arbeiteraristokratie in Deutschland, die bis 1900 
vor allem aus Kriegskontributionen und mit Hilfe der Ausbeutung 
ausländischer Arbeiter finanziert und nach der Jahrhundertwende 
von der „Arbeiterbürokratie" abgelöst wurde, notwendig und 
schlüssig ist15. Nur wenn man voraussetzt, daß durch ungenügende 
intellektuelle Verarbeitung der Wandlungen in der Lage des deut-
schen Proletariats massenhaftere Illusionen (auch außerhalb der 
„Arbeiteraristokratie") über die in den Grenzen der kapitalistischen 
Gesellschaft erreichbaren Ziele von Arbeiterpolitik möglich waren 
und eine breite Grundlage für reformistische Ideologien der „Ar-
beiteraristokratie" abgeben konnten, mag Kuczynskis Konstruktion 
ein Moment Wahrheit enthalten. 

2. Die Parlamentarisierung der deutschen Sozialdemokratie seit dem 
Sozialistengesetz 

Eine entscheidende Prägung erhielt die deutsche Sozialdemokratie 
der Jahre vor 1914 durch das „Gesetz gegen die gemeingefährlichen 
Bestrebungen der Sozialdemokratie" vom 21. Oktober 1878, das bis 
1890 in Kraft blieb. Es verbot die sozialdemokratische Presse, sozial-
demokratische Parteiversammlungen, die Parteiorganisationen und 
die Gewerkschaften mit sozialistischer Zielsetzung und beließ der 
Partei nur noch das Recht der Kandidatur für den Reichstag, also 

schatten als Reformpolitik ausweisen, wenn er eben nur ein Streit über 
„Verteilung" ist, mag er auch „hitzig" und „mit politischen Mitteln" ge-
führt werden. Rosenbergs These, das Arbeiterbewußtsein dieser Zeit sei 
„nicht durch die Real-, sondern durch die Nominaleinkünfte bestimmt" 
(ebd., S. 240), bleibt unbewiesen. 
Wie eine einseitige Interpretation des vorliegenden statistischen Materials 
in der modernen sozialdemokratischen, der Friedrich-Ebert-Stiftung nahe-
stehenden Forschung zu „reformistischer" Dogmatisierung führt, zeigt eine 
Bemerkung von Hans-Josef Steinberg: „Kautskys Schrift (Der Weg zur 
Macht, 1909 — G. F.), von der sich die Parteiführung distanzieren zu müs-
sen glaubte, enthielt nicht etwa den Aufruf zur revolutionären Aktion, 
sondern lediglich die These, daß die offensichtliche Zuspitzung der politi-
schen und gewerkschaftlichen Kämpfe eine revolutionäre Ära ankündigte. 
Damit erfaßte Kautsky zwar eine Seite der inneren Entwicklung des 
Reiches, verkannte aber, daß andererseits die Einebnung der sozialen und 
soziologischen Gegensätze parallel damit fortschritt." 
Hans-Josef Steinberg, Sozialismus und deutsche Sozialdemokratie, Zur 
Ideologie der Partei vor dem 1. Weltkrieg, Hannover 1967, S. 82. Hervor-
hebung: G. F. 

15 Kuczynski, a.a.O., Bd. 3, S. 325—327; Bd. 4, S. 301—310. 
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auch — nach § 17 Reichstags Wahlgesetz — die Möglichkeit, Wahl-
versammlungen abzuhalten und Wahlvereine zu bilden. Wollte die 
Sozialdemokratie nicht völlig in der Illegalität verschwinden, mußte 
sie sich dieses ihr verbliebenen legalen politischen Mittels bedienen. 
Wahlkämpfe und Agitation im Reichstag waren für zwölf Jahre die 
einzige gesetzlich gesicherte Arbeitsmöglichkeit der Partei, die sie 
erfolgreich ausnützte: zwischen 1877 und 1890 stieg ihre Stimmenzahl 
von 493 447 auf 1 427 29816. Auch nach der Aufhebung des Sozialisten-
gesetzes blieb der parlamentarische Kampf das Hauptarbeitsgebiet 
der SPD auf Reichsebene. Zur Beschränkung auf dieses politische 
Mittel trugen wesentlich die quantitativen Erfolge bei, die damit 
erzielt wurden: bis 1912 stiegen die Stimmenzahlen auf 4250329. 

Ungeklärt blieb die Frage, wie sich diese Stimmengewinne in poli-
tische Macht umsetzen ließen. Da das Deutsche Reich nicht parlamen-
tarisch regiert wurde, konnten starke sozialdemokratische Reichs-
tagsfraktionen weder Regierungen stürzen, noch hatten sie Aussicht 
darauf, selbst Kabinette bilden zu können (auch wenn sie alle theo-
retischen Bedenken gegenüber der Möglichkeit einer friedlichen 
Machtübernahme hätten fahren lassen). 

Friedrich Engels, der in den letzten Jahrzehnten seines Lebens in 
enger brieflicher Verbindung mit August Bebel stand, hat in seinen 
Briefen und in der Einleitung zu Marx* „Klassenkämpfen in Frank-
reich" (1895) versucht, die von ihm und Marx entwickelte Revolu-
tionstheorie mit der parlamentarischen Taktik der SPD zu verein-
baren. 

Nach Engels hat die moderne Waffentechnik den Armeen der herr-
schenden Klassen ein solches technisches Übergewicht gegeben, daß 
die Erfolgsaussichten von Volksaufständen sich verringerten. Diese 
konnten nur noch dann erfolgreich sein, wenn die sozialistische Par-
tei schon in der Vorbereitungszeit der Revolution breite Massen 
hinter sich bringen konnte. Gradmesser für das Voranschreiten 
dieses Rekrutierungsprozesses waren für Engels die Reichstags-
wahlen. Deshalb interessierte ihn auch immer nur die Stimmenzahl, 
nicht die — auf Grund einer reaktionären Wahlkreisgeometrie den 
Stimmen niemals völlig entsprechende — Zahl der Sitze17. Zugleich 
ließ Engels keinen Zweifel daran, daß er eine friedliche Machtergrei-
fung durch die Sozialdemokratie für unmöglich hielt. Sie würde spä-
testens kurz vor dem Gewinn der parlamentarischen Majorität durch 
einen Staatsstreich der herrschenden Klassen verhindert werden, so 
daß dann die gewaltsame Revolution unausweichlich würde. Diese 
könnte trotz der Stärke der bewaffneten Macht des Klassenfeindes 

16 Institut für Marxismus-Leninismus beim Zentralkomitee der SED, 
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 1, Von den Anfängen der 
deutschen Arbeiterbewegung bis zum Ausgang des 19. Jahrhunderts, 
Berlin 1966, S. 346, 415. — Dieter Fricke, Zur Organisation und Tätigkeit 
der deutschen Arbeiterbewegung (1890—1914), Dokumente und Mate-
rialien, Leipzig 1962, S. 110. 

17 Engels an Julie Bebel, London, 12. März 1887, in: Friedrich Engels, 
Briefe an Bebel, Berlin 1958, S. 149—150, S. 149. 
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dann erfolgreich sein, wenn es bis dahin der Sozialdemokratie gelang, 
auch die Mehrheit der Wehrpflichtigen für sich zu gewinnen18. 

Diese revolutionäre Spitze von Engels' Argumentation wurde schon 
bei der Drucklegung der Einleitung zu den „Klassenkämpfen in 
Frankreich" 1895 abgebogen — angeblich aus Furcht vor dem Staats-
anwalt, vor allem aber, weil der Partei vorstand bereits jetzt Engels' 
Schlußfolgerungen nicht akzeptieren wollte. Für die Partei wurde im 
Laufe der nächsten Jahre das Sammeln von Stimmen immer weniger 
zum „Gradmesser der Reife der Arbeiterklasse" — wie Engels es 
gefordert hatte — als zu einer Art Selbstzweck, mit dem die nur halb 
eingestandene vage Hoffnung verbunden wurde, der Sozialismus 
werde sich auf parlamentarischem Wege durchsetzen lassen, sobald 
einmal im Reich das parlamentarische Regierungssystem eingeführt 
und in Preußen das Dreiklassenwahlrecht aufgehoben sei. 

Dabei lagen die Nachteile der auf parlamentarische Taktik fixier-
ten Politik der Partei auf der Hand. Wer in Deutschland, wo das 
Proletariat bei weitem nicht die Majorität der Bevölkerung aus-
machte, parlamentarische Mehrheiten gewinnen wollte, konnte sich 
in seiner Agitation nicht nur an die Industriearbeiter wenden, son-
dern mußte sich auch um die Stimmen bäuerlicher und kleinbürger-
licher Schichten bemühen. Angesichts der Tatsache, daß Arbeiter 
ohnehin leichter zur Stimmabgabe für die SPD bewegt werden konn-
ten, empfahl sich überdies eine besonders intensive Werbung unter 
den nichtproletarischen Wählern und eine Abstimmung der Argu-
mentation auf deren Mentalitäten. Dieser Zielsetzung entsprach 
sogar eine innerparteiliche Wahlgeometrie: bei der Mandats Vertei-
lung für die Parteitage wurden die ländlichen Wahlkreise, in denen 
die SPD nur relativ wenige Mitglieder und Wähler hatte, immer 
gegenüber den großen, mitglieder- und wählerstarken Industrie-
zentren bevorzugt19. 

Die wenig profilierte Wahlkampfargumentation führte dazu, daß 
den wachsenden Stimmenzahlen keine intensive politische Qualifi-
zierung der neugewonnenen Anhänger entsprach. Sie konnten wieder 
abfallen, wenn die Gegenseite zur ideologischen Offensive ansetzte 
und ihrerseits Mitläufer zu rekrutieren versuchte, zumal das wilhel-
minische System nach wie vor über die entscheidenden Instanzen der 
politischen Beeinflussung verfügte (Schule, Kirche, Militärdienst, 
chauvinistische Propaganda allgemein). Dies zeigte sich bei den 
Reichstagswahlen 1907: nachdem 1904 ein „Reichsverband gegen die 
Sozialdemokratie" gegründet worden war und die herrschenden 
Klassen einen nationalistischen Wahlkampf mit offen imperialisti-
scher Argumentation geführt hatten, verlor die SPD fast die Hälfte 
ihrer Reichstagsmandate. Zwar gewann sie einen kleinen Stimmen-
zuwachs (der weit hinter den sozialdemokratischen Zunahmeraten bei 
früheren Wahlen zurückblieb), doch konnte dieser nicht darüber hin-

18 Steinberg, a.a.O., S. 68. 
19 Carl E. Schorske, German Social Democracy 1905—1917, The De-

velopment of the Great Schism, Cambridge, Massachusetts 1955, S. 137—141. 
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wegtäuschen, daß es der Propaganda der Gegenseite gelungen war, 
viele potentielle SPD-Wähler wieder abzuwerben. Die sozialdemokra-
tische Partei zog aus dieser Katastrophe nicht die Konsequenz, sich in 
Zukunft nicht nur — wie bisher — Um die Stimmen labiler Wähler-
schichten zu bemühen, sondern vor allem mit gezielterer Argumenta-
tion auf eine politische Qualifizierung ihrer Wähler und damit auf eine 
Stabilisierung ihres Anhangs hinzuwirken — sie versuchte umgekehrt 
das verlorene Terrain dadurch wiederzugewinnen, daß sie der mas-
senwirksamen chauvinistischen Propaganda des deutschen Imperialis-
mus Zugeständnisse machte und eine Korrektur ihrer Haltung zur Ko-
lonialfrage vorbereitete20. Die Rücksicht auf schwankende Wähler-
stimmungen bestimmte auch ihr Verhalten in der Marokkokrise 1911: 
um nicht potentielle Wähler zu verschrecken, verzichtete sie auf wir-
kungsvolle Protestmaßnahmen gegen das imperialistische Kanonen-
boot" Abenteuer von Agadir21. Statt Wahlkampf und Parlaments-
tribüne als Instrumente politischer Massenerziehung einzusetzen — 
wie dies die Konzeption Friedrich Engels' vorgesehen hatte —, hatte 
sich die SPD zum Gefangenen ihrer eigenen parlamentarischen Taktik 
gemacht, indem sie ihr Verhalten von Massenmentalitäten abhängig 
machte, die nach wie vor nicht von ihrer Propaganda, sondern von der 
Manipulation des politischen Gegners geprägt waren. Der 4. August 
1914 zeigte das Ergebnis dieser Entwicklung: Es muß angenommen 
werden, daß zu Beginn des 1. Weltkrieges die Führung der SPD nicht 
schneller ihre politische Position wechselte und ins Lager der impe-
rialistischen Politik überging als der Großteil ihrer Anhänger und 
potentiellen Wähler. 

3. Die juristische Bedrohung der Partei 

Neben der Parlamentarisierung kann ein zweiter dauernder Ein-
fluß auf die Politik der SPD teilweise aus den Erfahrungen der Zeit 
des Sozialistengesetzes hergeleitet werden: die Furcht vor neuer 
Iliegalisierung. Die Partei hatte unter dem Ausnahmegesetz zwar 
ihre Stimmenzahl mehr als verdreifachen können, doch mußten ihre 
Funktionäre zugleich schwere persönliche Opfer in Kauf nehmen: 
neben Haftstrafen vor allem Ausweisungen infolge der Verhängung 
des Kleinen Belagerungszustandes über die wichtigsten Zentren der 
sozialdemokratischen Agitation. Viele aktive Mitglieder entzogen 
sich den Verfolgungen durch die Auswanderung nach Amerika. 

Die Politik des Parteivorstandes und der Reichstagsfraktion war 
daher unmittelbar nach dem Fall des Sozialistengesetzes darauf ge-
richtet, alles zu vermeiden, was zu einer neuen Iliegalisierung führen 
konnte. So riet die Fraktion 1890 davon ab, den 1. Mai durch eine 

20 Hans-Christoph Schröder, Sozialismus und Imperialismus, Die Aus-
einandersetzung der deutschen Sozialdemokratie mit dem Imperialismus-
problem und der „Weltpolitik" vor 1914, Teil I, Hannover 1968, S. 188. 

21 Peter Nettl, Rosa Luxemburg, 2. Aufl., Köln und Berlin 1968, S. 425; 
Schorske, a.a.O., S. 198—205. 
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allgemeine Arbeitsruhe zu feiern22. Bei den Reichstagswahlen vom 
20. Februar 1890 durchbrach die Partei ihr Prinzip der Stimmenthal-
tung bei Stichwahlen zwischen nichtsozialdemokratischen Kandida-
ten: die Verlängerung des Sozialistengesetzes war zwar am 25. Ja-
nuar bereits abgelehnt worden, doch blieb es bis Ende September in 
Kraft, und der Parteivorstand befürchtete eine Revision des Ab-
lehnungsbeschlusses, falls sich bei den neuen Wahlen eine ungünstige 
Mehrheit ergeben sollte. Deshalb wurde den sozialdemokratischen 
Wählern empfohlen, bei Stichwahlen sich für diejenigen bürger-
lichen Kandidaten zu entscheiden, die sich verpflichtet hatten, gegen 
jedes neue Ausnahmegesetz zu votieren23. 

Offensichtlich kalkulierten die herrschenden Klassen die Furcht 
der SPD vor neuer Iliegalisierung in ihre eigene Politik ein und ver-
suchten Partei und Gewerkschaften von Zeit zu Zeit mit der An-
drohung neuer Repressionsgesetze („Umsturzvorlage" 1894, „Zucht-
hausvorlage" 1899) einzuschüchtern. 

Aber auch das gemeine Recht bot Handhabungen genug. Im Som-
mer 1890 empfahl der deutsche Reichskanzler, die Staatsanwälte an-
zuweisen, Möglichkeiten der Anwendung der geltenden Strafgesetze 
gegen die Sozialdemokratie ausfindig zu machen. Zwischen 1890 und 
1912 wurden Sozialdemokraten zu insgesamt 164 Jahren und 2 Mo-
naten Zuchthaus, 1244 Jahren Gefängnis, 1 Jahr und 6 Monaten 
Festungshaft und 557 481 Mark Geldstrafe wegen politischer Delikte 
verurteilt24. 

Ein weiteres Instrument juristischer Repression waren die Ver-
einsgesetze. In mehreren Staaten (Preußen, Bayern, Sachsen, Hessen, 
Oldenburg und Braunschweig) bestand das „Verbindungsverbot": 
lokale politische Vereine durften nicht organisatorisch miteinander 
in Kontakt treten. Diese noch aus den fünfziger Jahren stammenden 
Verbote wurden erst 1899 durch Reichsgesetz aufgehoben, zwangen 
bis dahin die Partei zu einer lockeren Organisationsform und wurden 
immer wieder zu juristischen Schikanen benutzt. So konnte 1895 der 
Berliner Polizeipräsident durch Verordnung die vorläufige Schlie-
ßung der Wahlkreisvereine für die sechs Berliner Wahlkreise, meh-
rerer anderer sozialdemokratischer Organisationen sowie des Partei-
vorstandes anordnen. Die Funktionen des Vorstandes mußten daher 
bis 1897 von der Reichstagsfraktion wahrgenommen werden25. Im Mai 
1897 brachte das Preußische Staatsministerium im Landtag sogar 
eine Novelle zum Vereinsgesetz ein, die auf die völlige Aufhebung 
der Versammlungs- und Koalitionsfreiheit abzielte26. Sie wurde 
allerdings — ebenso wie die Umsturz- und die Zuchthausvorlage — 
abgelehnt. Nach der Jahrhundertwende gingen die strafrechtlichen 
Verfolgungen politischer Delikte zwar weiter, aber die Vorlagen von 

22 Ritter, a.a.O., S. 81 f. 
23 Ebenda, S. 80 f. 
24 Fricke, a.a.O., S. 272. 
25 Ebenda, S. 31 f. 
26 Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, a.a.O., S. 470. 
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Repressionsgesetzen hörten auf, und das Vereinsrecht wurde libera-
lisiert. Es ist schwer auszumachen, ob die größere Rechtssicherheit die 
Anpassungsbereitschaft gegenüber der bestehenden Ordnung stärker 
förderte als die früheren ständigen Drohungen. (Selbst für das So-
zialistengesetz besteht ja in der Forschung noch Uneinigkeit darüber, 
ob es zu stärkerer Radikalisierung oder zu einer partiellen Zähmung 
der Arbeiterbewegung führte.) Andererseits ist für die Zeit nach 
1900 unverkennbar, wie neben die Vorsicht gegenüber dem Staats-
anwalt allmählich die Furcht vor den militärischen Machtmitteln 
des imperialistischen Staates trat. Angesichts der intensiven Kriegs-
vorbereitungen des Deutschen Reiches und des Wettrüstens mußte 
sich den Funktionären der Partei der Verdacht aufdrängen — von 
Bebel ist dies überliefert27 —, daß die Partei in dem Moment keine 
Chance mehr hätte, in dem die gewaltigen Machtmittel des imperia-
listischen Staates voll gegen sie gekehrt würden, und daß eine solche 
Konfrontation verheerender wirken müßte als einst das Sozialisten-
gesetz. 

Vor diesem Hintergrund muß das übervorsichtige Lavieren von 
Parteivorstand und Gewerkschaften in der Frage des Massenstreiks 
1905/06 und 1910 gesehen werden. Es handelte sich dabei wahrschein-
lich nicht um den bornierten Organisationsfetischismus von Berufs-
funktionären, die sich ihre Existenzgrundlage sichern wollten, indem 
sie für die Möglichkeit einer Rettung der „Organisation an sich" alle 
politischen Alternativen opferten, die geeignet waren, die bestehende 
Ordnung, in der diese Organisation selbst verankert war, zu er-
schüttern. Das Sozialistengesetz hatte gezeigt, daß selbst die Iliegali-
sierung die Organisation nicht beseitigen konnte; und die Terror-
maßnahmen, mit denen den herrschenden Klassen im späteren 20. 
Jahrhundert zeitweilig die Vernichtung der Organisationen der Ar-
beiterklasse fast völlig gelingen sollte, waren selbst für den größten 
Pessimisten, der die Konfrontation der Sozialdemokratie mit dem 
imperialistischen Staat fürchtete, doch in diesem Ausmaß nicht vor-
stellbar. 

Zweck der vorsichtigen Taktik von Parteivorstand und Gewerk-
schaften war vermutlich nicht einfach die Schonung der „Organisa-
tion", sondern die Aufrechterhaltung der Aufgabenstellung der 
Arbeiterbewegung, wie sie sich seit dem Ende des Sozialistengesetzes 
herausgebildet hatte: die erfolgreiche Verwaltung der Tageskämpfe 
des Proletariats und das Sammeln von Parlamentsmandaten mit der 
Aussicht, damit auf eine in den Einzelheiten allerdings noch un-
geklärte Weise an die Macht zu kommen. Auf diese beiden Ziele war 
die Organisation selbst zugeschnitten. Ihre Zerschlagung durch die 
Konfrontation mit der Staatsmacht sollte nicht deshalb vermieden 
werden, weil es galt, Partei und Gewerkschaften als Selbstzweck zu 
erhalten, sondern weil eine Reduzierung oder qualitative Verände-
rung der Organisation die Erfüllung dieser beiden Aufgaben er-
schweren oder sogar verhindern würde. 

27 Nettl., a.a.O., S. 505. 
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Eine Kritik an der vorsichtigen Taktik der SPD vor 1914 wird 
deshalb nicht abstrakt an ihrem „Organisationsfetischismus" anset-
zen müssen, sondern an ihrer begrenzten und isolierten Zielsetzung. 

4. Die begrenzten Arbeitsmöglichkeiten der SPD und ihre Auswirkun-
gen auf die innerparteiliche Differenzierung nach dem Vorstoß 
Bernsteins 

Zur Entwicklung divergierender theoretischer und praktischer 
Richtungen in der deutschen Sozialdemokratie, die nach der Ver-
öffentlichung von Bernsteins Artikelfolge „Probleme des Sozialis-
mus" (1896—1898) sichtbar wurde und etwa seit 1910 zu einer Auf-
fächerung in „Revisionisten", „marxistisches Zentrum" und „linke 
Radikale" führte, trugen die höchst verschiedenartigen Arbeits-
bedingungen der einzelnen Teile der deutschen Arbeiterbewegung 
vor 1914 wesentlich bei. 

Partei und Gewerkschaften konnten auf lokaler und regionaler 
Ebene große Erfolge erzielen: durch die Tätigkeit der örtlichen Ge-
werkschaftskartelle, der Arbeitersekretariate, in Gemeindevertre-
tungen, teilweise — durch politische Tauschgeschäfte anläßlich von 
Budgetbewilligungen — auch in den süddeutschen Landtagen. Hier 
war die durch reformistische Praxis erkämpfte und behauptete Basis 
der Stärke der Partei. 

Anders war es auf der Reichsebene: trotz zunehmender Parla-
mentsmandate blieb die Partei hier ohnmächtig. Im für die Reichs-
politik wichtigsten Land, Preußen, gab es noch nicht einmal das all-
gemeine Wahlrecht. 

Auf die Tatsache, daß die Erfolge der SPD vor allem durch refor-
mistische Praxis erzielt worden waren — selbst das politisch folgen-
lose Sammeln von Reichstagsmandaten war ja seit Engels' Tod nicht 
mehr durch eine revolutionäre Theorie abgedeckt —, stützte Bern-
stein seine Vorschläge zur Reform der Parteitheorie. Er stellte fest, 
daß diese reformistische Praxis nicht mehr der revolutionären, von 
Marx und Engels übernommenen Theorie entsprach, und forderte, 
die Theorie der Partei müsse der Reformtätigkeit angeglichen, sie 
müsse ebenfalls reformistisch werden. Ziel dieser Korrektur war, der 
Partei größere Bewegungsfreiheit zu verschaffen, da sie dann nicht 
mehr durch marxistische „Dogmen" eingeschränkt sei. 

Mit diesen Thesen war Bernstein um die Jahrhundertwende rela-
tiv isoliert. Vor allem blieb die positive Resonanz bei denjenigen 
sozialdemokratischen Politikern aus, an deren Verhalten er seine 
Vorschläge orientiert hatte: bei den „praktischen Revisionisten": 
den Gewerkschaftsfunktionären und süddeutschen Landtagsabgeord-
neten, die schon reformistische Politik getrieben hatten, ehe Bern-
stein laut davon sprach. Sie waren durch seine Eskapade eher pein-
lich berührt: Zwar stimmten sie mit Bernsteins Befund, daß in der 
SPD Theorie und Praxis auseinanderklafften, überein, aber sie 
waren zugleich an solchen theoretischen Überlegungen grundsätzlich 
uninteressiert. Sie hatten in ihrer praktischen Arbeit als Gewerk-
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schafter und Parlamentarier erkannt, daß man eine reformistische 
Praxis durchführen kann, auch wenn die Theorie offiziell noch revo-
lutionär ist. Im Unterschied zu dem „theoretischen" Revisionisten 
Bernstein waren diese Praktiker der Ansicht, daß die „Dogmen" kein 
Hemmschuh für die praktische Arbeit zu sein brauchten. Sie nahmen 
das Auseinanderklaffen von Theorie und Praxis hin, da dadurch die 
Praxis nicht behindert wurde. Im Gegenteil: Bernsteins Insistieren 
auf einer Diskussion über die Parteitheorie wurde von ihnen sogar 
als störend empfunden, da sie ihre eigene Arbeit lästigen Angriffen 
von links aussetzen und zu innerparteilichen Flügelbildungen führen 
konnte, an denen ihnen nicht gelegen war. Für die marxistische 
„Orthodoxie", die Bernstein angriff, standen im allgemeinen Be-
wußtsein der Partei Kautsky und — als praktischer Politiker — 
Bebel, insgesamt die Mitglieder jener Gruppe, die sich nach 1910 als 
„marxistisches Zentrum" herausdifferenzierte. Für sie war die bis-
herige Taktik der Partei — im Gegensatz zu Bernsteins Behauptung 
— nicht reformistisch, sondern durchaus revolutionär. In der Aus-
einandersetzung mit Bernstein wurde von diesen Zentristen das 
Schlagwort von der „alten, sieggekrönten Taktik" geprägt, die es 
gegen den Reformismus zu verteidigen gelte. Zur Gruppe der „ortho-
doxen" Marxisten um den Parteivorstand gehörte Bebel bis zu sei-
nem Tod, Kautsky — trotz einiger Differenzen mit dem Vorstand 
1909 — während der ganzen Zeit der II. Internationale, aber auch 
Rosa Luxemburg bis zur ersten Massenstreikdebatte 1904/05 und 
Mehring bis etwa 1911. 

Der verbale Radikalismus dieser Theoretiker und Politiker war 
Ausdruck ihrer Stellung in der Partei: auf zentraler Ebene tätig — 
im Reichstag oder als Publizisten in den wenigen und an Massen-
wirksamkeit schwachen zentralen Organen der Partei — befanden 
sie sich in der Nähe des scheinbaren Machtzentrums der Partei und 
waren doch tatsächlich weit von der Ebene entfernt, auf der in der 
SPD dieser Jahre allein stabile innerparteiliche Macht erworben 
werden konnte: in der lokalen und regionalen Arbeit der Gewerk-
schafter, Arbeitersekretäre, sozialdemokratischen Gemeindevertreter 
und Landtagsabgeordneten28. Das politische Gegenüber dieser „Or-
thodoxen" war nicht der örtliche Unternehmer oder die lokale oder 
regionale Vertretung der Staatsgewalt, sondern die Spitze des im-
perialistischen wilhelminischen Systems, das selbst Revisionisten 
keine Teilhabe an ihrer Macht erlaubte und alle Annäherungs-
versuche rechter Sozialdemokraten bis 1914 schroff zurückwies: Als 
1912 Philipp Scheidemann — einem alten Rat Bernsteins folgend — 
für den Posten des Reichstagsvizepräsidenten kandidierte, wurde 
seine Wahl durch das Zusammenspiel von Kanzler, Kaiser und bür-
gerlicher Reichstagsmajorität verhindert. 

28 Eine Ausnahme innerhalb der Vorstandsgruppe war der Bayer 
Ignaz Auer, dessen politische Position mit derjenigen der „praktischen 
Revisionisten" übereinstimmte und der den Hauptteil der technischen 
Vorstandsarbeit erledigte. Vgl. Steinberg, a.a.O., S. 111—124. 
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Die Ohnmacht der Parteispitze gegenüber dem imperialistischen 
deutschen Staat, der damals einer Oppositionspartei nicht einmal die 
Arbeitsmöglichkeiten gestattete, die es in einer demokratischen Re-
publik gab, war eine der Ursachen für die verbale Radikalität dieser 
scheinbar „orthodoxen" Gruppe. In den Auseinandersetzungen um 
den Eintritt Millerands in ein bürgerliches Kabinett in Frankreich 
wies Jaurès darauf hin, daß die Vertreter der deutschen Partei in der 
Internationale gut ein solches Verhalten schulmeisterlich ab-
urteilen könnten, solange es für sie auf Grund der Verfassungs-
konstruktion des Deutschen Reiches überhaupt nicht die Möglichkeit 
zu revisionistischen Experimenten großen Stils auf zentraler Ebene 
gebe. Tatsächlich konnte die Bewährungsprobe für den offiziellen 
Radikalismus der Repräsentanten der SPD erst in dem Moment 
kommen, als der preußisch-deutsche Klassenstaat selbst das zeit-
weilige Bündnis mit der Arbeiterbewegung suchte. Daß im 1. Welt-
krieg nicht nur Revisionisten und „zentristische" Marxisten, sondern 
auch Vertreter der „radikalen Linken" (wie Konrad Haenisch und 
Paul Lensch) dieser Versuchung nicht widerstanden, bestärkt den 
Verdacht, daß ein Teil des Vorkriegsradikalismus nur ein Radikalis-
mus wider Willen war. 

Ähnlich ohnmächtig wie gegenüber dem preußisch-deutschen Staat 
waren die „Zentristen" gegenüber dem revisionistischen Flügel der 
Partei. Sie bekamen es immer wieder zu spüren, daß sie die offi-
ziellen Repräsentanten einer Partei waren, deren Stärke auf der 
Arbeit einer ganz anderen Gruppierung beruhte. Bebel mußte nach 
1905 in dem Maße dem rechten Parteiflügel Konzessionen machen, in 
dem diese innerparteilichen Machtverhältnisse stärker hervortraten. 
Auch vorher schon, kurz nach dem ersten Revisionsversuch Bern-
steins, wäre es für die Gruppe um Kautsky und Bebel unmöglich 
gewesen, sich von der revisionistischen Richtung etwa durch Aus-
schluß zu trennen. Den einen Bernstein hätte man ausschließen kön-
nen, nicht aber die Praxis, auf die er sich berief. Dies zeigte sich 
bereits kurz nach der Aufhebung des Sozialistengesetzes, also lange 
vor Bernsteins Vorstößen: im Juli 1891 hatte Georg v. Vollmar, der 
führende Politiker der bayerischen Sozialdemokratie, in zwei Reden 
in München ein offen reformistisches Konzept vorgelegt. Auf dem 
Erfurter Parteitag 1891 wurde er trotz aller tiefgehenden Gegensätze 
doch viel vorsichtiger behandelt als die unerhebliche Linksopposition 
der „Jungen", die aus der Partei hinausgedrängt wurden29. Vollmar 

29 Zu den „Jungen" vgl. den Aufsatz von Hans Manfred Bock in diesem 
Heft, S. 22. Diese Gruppierung scheiterte nicht wegen etwaiger bürokrati-
scher Unterdrückungsmaßnahmen des Vorstands (wie einige ihrer Wort-
führer sie gern unterstellten): Bebel sicherte sich auf einer innerpartei-
lichen Agitationsreise die Akklamation der überwiegenden Mehrheit der 
Parteigenossen gerade in den Zentren der Bewegung der „Jungen" auf 
großen Massenversammlungen. Zum Parteitag 1890 konnten die „Jimgen" 
nur einen einzigen Vertreter entsenden. 

Die theoretische und quantitative Geringfügigkeit der „Jungen" hat nicht 
verhindert, daß sie von Teilen der antiautoritären Studentenbewegung 
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konnte seine Gegner sogar durch die Drohung in Schach halten, er 
werde sich aus der Politik zurückziehen, falls man gegen ihn be-
schließe, denn er wußte, daß die Partei dies nicht riskieren konnte: 
Vollmar hatte in der Vergangenheit sehr erfolgreich selbst in den 
rückständigen Gebieten Bayerns agitiert, indem er geschickt auf die 
Bedürfnisse der Kleinbauern einging. Sein Ausschluß aus der Partei 
oder auch nur seine Brüskierung hätte zugleich bedeutet, daß die 
SPD auf durch reformistische Taktik neugewonnenes Terrain ver-
zichtet hätte. 

Der nach der Jahrhundertwende zunehmenden innerparteilichen 
Schwäche der Gruppe Bebel-Kautsky entsprach die Einflußlosigkeit 
der zentralen Parteiorgane, die der politischen Schulung der Mit-
glieder hätten dienen können. Die von Kautsky redigierte „Neue 
Zeit" hatte keine Massenresonanz in der SPD. Die Farblosigkeit des 
„Vorwärts" wurde bereits auf dem Parteitag von 1896 offen kriti-
siert. Die 1906 gegründete Parteischule war zwar Angriffen der 
Revisionisten ausgesetzt, konnte aber wegen ihrer geringen Schüler-
zahl keine Breitenwirkung haben. Ihr politischer Lehrerfolg war sehr 
unterschiedlich: sie wurde sowohl von Wilhelm Pieck als auch von 
dem späteren rechtssozialdemokratischen Gewerkschafter Fritz Tar-
now absolviert. 

Bebel blieb die beherrschende Figur der Parteitage, doch auch 
diese waren keineswegs zentrale Machtinstrumente. Es muß ange-
nommen werden, daß dieselben Delegierten, die auf dem Parteitag in 
Dresden Bebels antirevisionistischer Grundsatzrede akklamierten, 
nach der Rückkehr in ihre politische Alltagspraxis dieselben refor-
mistischen Methoden fortsetzten, die sie in Dresden verdammt hatten. 

Die innerparteiliche Schwäche der Position Kautskys und des alten 
(bis etwa 1905) Parteivorstands um Bebel und ihre Ohnmacht gegen-
über den zentralen Machtinstrumenten des preußisch-deutschen 
Staates spiegelt sich in ihrer theoretischen und praktischen Indolenz. 
Nach der Jahrhundertwende gab es bald kein zentrales politisches 
Problem mehr, zu dem die offizielle Spitze der Partei eine klare 
Position bezogen hätte. Dies gilt besonders für das Problem von 
Krieg und Frieden, des Imperialismus und des Staats: 

Zwischen 1900 und 1914 beschäftigten sich in Frankreich Revisioni-
sten (Jaurès) und linke Radikale (Hervé), in Deutschland Vertreter 
des linken Flügels (Karl Liebknecht) mit dem Problem des Krieges 
und erwogen eine Generalstreiktaktik zur Verhinderung des Kriegs-
ausbruchs. Für Bebel war dies nicht viel mehr als Symptompfusche-
rei. Bei ihm findet sich immer wieder die zugleich „korrekt" marxi-

aktualisiert wurden. Mit der Rezeption dieser Revolte als einer scheinbar 
immer wieder aktuellen Position des „radikalen Klassenkampfes" gewann 
gleichzeitig Lenins Schrift „Der ,linke Radikalismus', die Kinderkrankheit 
im Kommunismus" (1920) insofern in der Diskussion neue Aktualität, als 
seine Kritik durchaus rückbezogen die „Jungen" in der SPD von 1890—1892 
trifft und als sie auch für wesentliche Teile der studentischen Rebellions-
bewegung der Jahre 1966—1969 und deren Ausläufer in Teüen der heuti-
gen Studentenbewegung ihre Gültigkeit behaupten kann. 
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stische und fatalistische Position, der Krieg gehöre wesensnotwendig 
zum Kapitalismus und werde deshalb erst mit diesem verschwinden. 
In der Frage des Imperialismus beschränkte sich die Kritik der SPD 
weithin auf übernommene linksliberale Rentabilitäts- und humani-
täre Erwägungen, bevor die Wahlniederlage von 1907 dem Anpas-
sungskurs von rechten Sozialdemokraten wie Noske Raum gab. Bis 
dahin hatten sich Bernsteins und Kautskys Positionen in diesem 
Punkt nur dadurch unterschieden, daß Kautsky im Unterschied zu 
Bernsteins Betonung der angeblichen zivilisatorischen Mission der 
Kolonialpolitik auf prinzipieller Negation des Kolonialismus be-
harrte, ohne zeigen zu können, wie sich diese praktisch auswirken 
solle30. In der Staatsfrage war die Verwirrung noch größer: 
aus strafrechtlichen Gründen konnte die Partei in ihrem Erfurter 
Programm (1891) nicht die Erkämpfung der demokratischen Republik 
als einer historischen Etappe offiziell zum politischen Ziel erklären. 
Tatsächlich aber herrschte darüber in der SPD ohnehin Unklarheit. 
Als Kautsky 1909 in seinem Buch „Der Weg zur Macht" die demo-
kratische Republik als eine der Voraussetzungen für die Schaffung 
des Sozialismus interpretierte, war dies dem Vorstand noch zu radi-
kal, da hier die bestehende Staatsform zu offen in Frage gestellt war. 
Ebenso scheiterte Rosa Luxemburg 1910 innerhalb der Partei, als sie 
für die Demonstrationswelle über das preußische Wahlrecht die 
Losung der Erkämpfung der „Republik" ausgab. Da das Problem der 
demokratischen Republik niemals kritisch zu Ende diskutiert wurde, 
wurde die Diktatur des Proletariats nicht einmal anvisiert. Konse-
quenz dieser politischen Kurzsichtigkeit war, daß 1918, als das Pro-
blem der Diktatur des Proletariats historisch auf der Tagesordnung 
stand, die Parteimehrheit nicht über die von ihr vorher niemals 
theoretisch durchschaute Ideologie der demokratischen Republik 
hinausgelangte. 

Wenn in der Zeit der II. Internationale der von Kautsky vertretene 
„offizielle" Marxismus zwar die historisch-materialistische Methode 
quantitativ auf immer neue Arbeitsgebiete ausdehnte, aber keine 
qualitative Weiterentwicklung der marxistischen Theorie brachte, so 
entsprach dies der innerparteilichen Zielsetzung: für die begrenzten 
Aufgaben, die sich die Partei gesetzt hatte, bedurfte sie keiner ak-
tualisierten marxistischen Theorie. 

Die Frage, hinter welcher der beiden Gruppen — praktische Re-
formisten vom Schlage Auers und Legiens oder Protagonisten des 
offiziellen Marxismus (Kautsky, Bebel) — das Gros der Partei stand, 
wird sich nicht eindeutig beantworten lassen. Da beide Richtungen 
einander nicht im Wege standen, stellte sich dieses Problem nicht. 
Überdies erhoben die Praktiker des Revisionismus im Unterschied 
zu Bernstein niemals einen theoretischen Anspruch, so daß die Mas-
sen der Partei sich wahrscheinlich subjektiv ehrlich für Marxisten 
der Richtung Kautsky-Bebel halten mochten. Der Erziehungseffekt, 
der durch eine zumindest partielle Rezeption des Marxismus in der 

30 Schröder, a.a.O., S. 137 f.; 183—198. 
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Partei bewirkt wurde, ist zweifellos eine wesentliche Voraussetzung 
der Revolutionsbereitschaft relevanter Teile des deutschen Prole-
tariats am Ende des 1. Weltkriegs und stellt einen nicht unbedeuten-
den Beitrag der Vorkriegssozialdemokratie zur Revolution von 1918 
dar31. Andererseits ist es jedoch abwegig, den „Kautskyanismus" oder 
„Vulgärmarxismus" zur „Integrationsideologie" der Partei vor 1914 
zu erklären32. Was die Partei zusammenhielt, war nicht der 
„Kautskyanismus", sondern die tägliche Praxis der Lohn- und son-
stigen Tageskämpfe, die reformistische Praxis, auf die die Organisa-
tion der Partei zugeschnitten war und die den Arbeitern tatsächlich 
einen materiellen und intellektuellen Anteil an den Produkten der 
zeitgenössischen bürgerlichen Zivilisation und Kultur sicherte, wie er 
ohne die Tätigkeit der Arbeiterbewegung nicht denkbar war: allmäh-
lich reduzierte Arbeitszeit, zeitweilig steigende Löhne, Unfallschutz, 
Sozialgesetzgebung; hinzu kamen all die Nebenerträge der „Arbei-
terbewegung als Emanzipations- und Kulturbewegung"33: Konsum-
vereine, Gewerkschaftsbibliotheken, Bildungsmöglichkeiten in par-
teinahen Institutionen (Kurse, in Berlin die „Freien Volksbühnen"), 
Parteipresse, Broschüren und Bücher aus parteieigenen Verlagen, 
dazu Formen der Geselligkeit, zu denen das Kleinbürgertum im 
eigenen Kreis gewöhnlich keine Sozialdemokraten zuließ, kurz: jene 
sozialdemokratische „Subkultur", die nachweislich weniger eine In-
stanz der Vermittlung marxistischer Theorie als von Elementen 
bürgerlicher „Bildung" an größere Arbeitermassen war34. Die Vor-
kriegs-SPD hatte — dies lag im Rahmen ihrer allgemeinen theoreti-
schen Indolenz — niemals die Notwendigkeit umwälzender Praxis in 
den Disziplinen des ideologischen Überbaus erwogen (sieht man von 
einigen Vorstößen etwa Franz Mehrings ab, der hier in den letzten 
Jahren vor 1914 jedoch ebenfalls zunehmend zurücksteckte). Die 
bürgerlichen Bildungselemente, die durch die sozialdemokratische 
„Subkultur" vermittelt wurden, wurden also nicht in irgendeiner 
Weise „sozialdemokratisch" politisiert, sondern weithin kritiklos 
rezipiert. Hierin unterschied sich zweifellos der ideologische Zustand 
der Mehrheit derjenigen sozialdemokratischen Arbeiter, die an dieser 
„Subkultur" intensiv partizipierten, zumindest graduell vom 
„Kautskyanismus", der in der von Matthias behaupteten Reinform 
nur eine Spezialideologie einer kleinen Gruppe um den Partei-
vorstand gewesen sein dürfte. 

Als politische quantité négligeable innerhalb der Vorkriegssozial-
demokratie müssen jene vereinzelten linkssozialistischen Intellek-

31 Wolfgang Abendroth, Aufstieg und Krise der deutschen Sozial-
demokratie. Das Problem der Zweckentfremdung einer politischen Partei 
durch die Anpassungstendenz von Institutionen an vorgegebene Macht-
verhältnisse. Frankfurt/Main 1964, S. 51 f. 

32 Matthias, a.a.O. 
33 Ritter, a.a.O., S. 218—227. 
34 Günther Roth, The Social Democrats in Imperial Germany, A Study 

in Working-Class Isolation and National Integration, Totowa, New Jersey 
1963, S. 226 f. 
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tuellen betrachtet werden, die später zur Gründungsgruppe des 
Spartakusbundes gehörten: Karl Liebknecht, Rosa Luxemburg, Franz 
Mehring, Clara Zetkin. Einen relevanten „linken Flügel" der Partei 
vermochten sie nicht zu bilden. Ihre Prominenz bereits in der Vor-
kriegssozialdemokratie verdankten sie meist nicht so sehr ihrer 
linksoppositionellen Profilierung wie anderen Aktivitäten, die weit-
gehend im Rahmen der herkömmlichen Parteiarbeit von Intellek-
tuellen blieben: Franz Mehring war — lange Zeit durchaus vor-
standskonformer — Leitartikler der „Neuen Zeit", Rosa Luxemburg 
Spezialistin für Fragen der polnischen Arbeiterbewegung, Journa-
listin und — wie Mehring — Lehrerin an der Parteischule; Clara 
Zetkin redigierte die „Gleichheit" und arbeitete in der sozialisti-
schen Frauenbewegung; Karl Liebknecht kam ohnehin erst relativ 
spät in die aktive Politik und widmete sich der sozialistischen Ju-
gendbewegung. 

Zu einer gemeinsamen politischen Position fanden diese „Opposi-
tionellen" nicht vor 1913/14. Vorher kann man sie keineswegs als eine 
geschlossene „Gruppe" bezeichnen. Allerdings gab es eine Einschät-
zung der bisherigen und der anzustrebenden Parteitaktik, die von 
den Positionen der Revisionisten und der Vorstandsgruppe abwich 
und vielleicht zuerst von Parvus formuliert wurde. In dieser Po-
sition trafen sich nach und nach die späteren intellektuellen Mit-
glieder der Spartakusgruppe (Rosa Luxemburg etwa seit der Mas-
senstreikdebatte, Mehring ab 1911): Sie stimmten mit Bernstein darin 
überein, daß die gegenwärtige Praxis der Partei nicht mehr revolu-
tionär sei. Im Gegensatz zu ihm forderten sie, daß die Praxis der 
Partei ihrer revolutionären Theorie angepaßt werden müsse. 

Vor 1914 waren Luxemburg, Liebknecht, Mehring und Zetkin nicht 
nur deshalb unfähig, ihre Position innerhalb der Partei zur Geltung 
zu bringen, weil sie sie erst spät entwickelten und erst kurz vor 
Kriegsbeginn stetig zusammenarbeiteten, sondern weil ihr Arbeits-
gebiet innerhalb der Partei ihnen wenig dauernden Einfluß sichern 
konnte: auch sie waren an der beständigen organisatorischen und 
reformerischen Praxis der SPD nicht beteiligt. Liebknechts Jugend-
und Zetkins Frauenarbeit waren dafür kein voller Ersatz. Aus die-
sem Grund hätten sie zu einer Parteispaltung selbst dann keine 
Handhabe besessen, wenn sie sich früher gemeinsam politisch arti-
kuliert hätten. Das gleiche gilt für eine Sezession: ohne Massen-
anhang konnten diese Intellektuellen nur in der SPD arbeiten und 
hätten in einer Zeit relativer politischer Ruhe — anders als später 
im 1. Weltkrieg — außerhalb der Partei sehr schnell alle politischen 
Wirkungsmöglichkeiten verloren. 

Allerdings wäre es irrig, in Liebknecht, Luxemburg, Mehring und 
Zetkin die relevantesten — oder etwa sogar die einzigen — Vertreter 
eines konsequenten und kämpferischen Linkssozialismus in der Vor-
kriegs-SPD zu sehen. Während der Massenstreikdebatten wurde die 
Kampfbereitschaft und revolutionäre Entschlossenheit der radikalen 
Industriearbeiter einiger Wahlkreise sichtbar, die sich ständig mit 
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ihren regionalen revisionistischen Vorständen herumschlugen und 
teilweise seit 1918 Hochburgen des Spartakus und der KPD wurden. 
Sie gehörten zu dem revolutionären Potential, das die November-
revolution trug. Erstaunlicherweise hatten die linkssozialistischen 
Intellektuellen der Partei wie Rosa Luxemburg vor 1914 keinen 
festen und kontinuierlichen Kontakt zu diesen radikalen Partei-
einheiten. Eine Ausnahme madite lediglich Clara Zetkin, die in enger 
Verbindung mit den Stuttgarter Organisationen blieb, welche — zu-
sammen mit anderen sozialdemokratischen Gruppen in Württemberg 
— denn auch zu den ersten gehörten, die sich kompromißlos von der 
Burgfriedenspolitik trennten. Eine enge Zusammenarbeit der an-
sonsten isolierten linksradikalen Parteiintellektuellen mit den Wahl-
kreisen, in denen eine aktivistische Industriearbeiterschaft zu einem 
strikt antirevisionistischen Kurs bereit war und die nachgerade geo-
graphisch feststanden (u. a. einzelne Berliner Wahlkreise, zeitweise 
Niederbarnim, Bremen, Teile des Niederrheingebiets35, ca. 1910 bis 
1913 Dortmund, Stuttgart, Cannstadt, Göppingen, Frankfurt/M., 
Halle), hätte entweder eine rasche Parteispaltung 1914, zumindest 
aber schon vorher eine intensive Fraktionierung herbeiführen kön-
nen. Diese hätte eine kraftvollere Opposition gegen den Krieg sowie 
ein organisierteres Auftreten und politisch-theoretisch besser ge-
schulte Positionen von Teilen des revolutionären Proletariats 1918/19 
— nach der endgültigen Spaltung — ermöglicht. 

Daß die linke intellektuelle Opposition einerseits diese Chance 
nicht wahrnahm und andererseits sich selbst so spät gruppierte, zeigt 
zugleich ihre Ratlosigkeit gegenüber der Problematik der Funktion 
sozialistischer Intelligenz in einer sozialistischen Partei. Lenin hatte 
in „Was tun?" dieser Intelligenz ihre Aufgabe zugewiesen: Entwick-
lung des trade-unionistischen Bewußtseins der Massen zu neuer poli-
tischer Qualität, Hineintragen der revolutionären Theorie in die 
Arbeiterklasse, beides innerhalb einer neuen Organisationsstruktur, 
die dieser Zielsetzung angemessen sei. Rosa Luxemburg, die zu den 
wenigen Sozialdemokraten gehörte, die überhaupt noch theoretische 
Anstöße von anderen Parteien der II. Internationale zur Kenntnis 
nahmen, hat diese Vorschläge Lenins zurückgewiesen. Für sie konnte 
sich revolutionäres Bewußtsein nur in den Massenaktionen ent-
wickeln, zu denen sie in den Streikdebatten aufrief, wobei sie über-
sah, daß der allgemeinen Mobilisierung, die sie forderte, sowohl die 
Organisationsstruktur als auch die bisherige Zielsetzung der SPD, 
der die Parteiform angepaßt war, widersprach. Die Leninsche Partei-
theorie war ihrerseits nicht auf die Gesamtheit der deutschen Partei 

35 Schorske, a.a.O., S. 129. Die Gründe für den besonderen politischen 
Charakter dieser Sozialdemokratischen Wahlkreisvereine sind noch nicht 
aufgedeckt. Ihre Untersuchung ist deshalb notwendig, weil sie die Ent-
wicklungsbedingungen revolutionärer Positionen innerhalb der deutschen 
Arbeiterbewegung vor 1914 sichtbar machen kann, die dazu führten, daß 
dieselbe Partei, die verantwortlich zu machen ist für das Scheitern der 
Revolution von 1918, zugleich eine der Hauptvoraussetzungen dieser Re-
volution war. 
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anwendbar, sondern nur auf den Teil, der sich zur Fraktionierungs-
arbeit eignete. Luxemburgs Tagesaktivitäten aber waren immer 
noch auf die Gesamtpartei und auf die Parteilosen abgestimmt. Le-
nins Parteikonzept hielt sie in ihrer Schrift „Organisationsfragen 
der russischen Sozialdemokratie" gerade die Arbeitsweise der SPD 
entgegen. Dieses Mißverständnis zeigt, wie sehr die quantitativ win-
zige „linksradikale" Parteiintelligenz selbst noch in den Vorstellun-
gen der Vorkriegs-SPD verhaftet war, und markiert ihren Anteil am 
Scheitern der Revolution von 1918. 

5. Das Scheinproblem der Bürokratie 

Die bereits mit Robert Michels einsetzende Kritik an der sogenann-
ten Bürokratisierung der Vorkriegs-SPD als einer Quelle des Revi-
sionismus verwechselt Ursache mit Wirkung und widerspricht der 
Chronologie. Die Bürokratie der SPD war keine Voraussetzung ihres 
Rechtskurses, sondern wurde erst etabliert, nachdem dieser sich in 
der Partei durchgesetzt hatte. Die organisatorische Straffung war 
von den Linken innerhalb der Partei gefordert worden. Daß die 
verstärkte Organisation in ihren Auswirkungen dann gegen links 
ausschlug und zum Instrument des Revisionismus wurde, folgt nicht 
etwa automatisch aus der veränderten Leitungsstruktur der SPD, 
sondern entsprach den innerparteilichen Machtverhältnissen, die sie 
in der Folgezeit allerdings noch entscheidend stabilisieren half. 

Die SPD der neunziger Jahre und der Jahrhundertwende besaß 
noch keinerlei „Bürokratie", dies verhinderten schon das Verbin-
dungsverbot und die ständige juristische Bedrohung. Die Partei-
organisation beruhte auf einem System von Vertrauensleuten, die 
Funktionen des Vorstands konnten jederzeit, falls dieser iiiegalisiert 
werden sollte, von der Reichstagsfraktion wahrgenommen werden. 
Dieser Vorstand, der überhaupt keinen Apparat besaß36, wäre allein 
technisch nicht in der Lage gewesen, die Partei reformistisch zu 
durchdringen, abgesehen davon, daß die zumindest verbalradikale 
Mentalität seiner Mehrheit dies ohnehin völlig ausschloß. Admini-
strative Eingriffe der zentralen Instanzen — soweit sie überhaupt 
erfolgten — zielten mindestens ebensooft gegen die Parteirechte wie 
die Parteilinke (wobei noch zu beachten ist, daß selbst nach dem 
Vorstoß Bernsteins diese Richtungen sich erst sehr langsam profilier-
ten und zumindest die Linke niemals einen festen „Flügel" bildete). 
So wurden 1905 sechs revisionistische Redakteure des „Vorwärts" 
durch Parteivorstand und Berliner Preßkommission aus der Redak-
tion entfernt. 

Die Vertrauensleute und lokalen sozialdemokratischen Funktions-
träger dieser Zeit können ebensowenig wie der zentrale Vorstand als 

36 „When Ebert came to Berlin 1906 to take up his new duties in the 
executive he was shocked by the unbusiness-like conditions of the office. 
The little establishment boasted neither telephone nor typewriter. The 
old comrades, still living in the memories of Bismarckian days, burned all 
incoming letters and made no copies of outgoing ones." Ebenda, S. 124. 
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„Bürokratie" bezeichnet werden. Sie übten ihre Tätigkeit unentgelt-
lich und nebenberuflich aus. Allerdings nahm der Revisionismus in 
der SPD nicht von der Zentrale, sondern von der Basis der Partei und 
in der Provinz seinen Ausgang: die sozialdemokratischen Gemeinde-
vertreter und Arbeitersekretäre, die lokal arbeitenden Gewerkschaf-
ter und die Abgeordneten süddeutscher Landtage gerieten eher als 
die Redakteure der zentralen Organe und die Mitglieder des Partei-
vorstands in Situationen, in denen sie Augenblicksvorteile allgemei-
neren Prinzipien vorziehen mochten; sie agitierten zugleich oft in 
einer Umgebung, in der erste Erfolge nur durch verbale Zugeständ-
nisse erreichbar schienen. 

Dennoch wäre es falsch, die Bedeutung dieser Schicht von Partei-
funktionären" nur nach ihrer Wichtigkeit für die Entstehung des 
Revisionismus zu beurteilen: zugleich waren sie es, die — vielleicht 
oft wegen ihrer Bereitschaft zur Anpassung — politisches Klassen-
bewußtsein bei Massen von Arbeitern weckten, die bis dahin von 
sozialdemokratischer Agitation völlig unberührt, unpolitisch oder 
ausschließlich von den klerikalen, nationalistischen und militaristi-
schen Ideologien des herrschenden Systems beeinflußt waren. Voll-
mars Bauernagitation gibt ein Beispiel dafür, wie gerade Revionisten 
sich auf rückständige Mentalitäten so gut einstellen konnten (viel-
leicht unter solchen Arbeitsbedingungen erst zu Revisionisten wur-
den), daß sie der Partei ganze neue Bezirke erschlossen. Auch in den 
politisch belebteren Industriezentren gewannen eben die revisionisti-
schen Gewerkschaftsführer durch ihr Verhalten in Lohnkämpfen 
und bei Verhandlungen mit den Unternehmern neue Anhänger für 
Partei und Gewerkschaften aus den Reihen von Arbeitern, die bis 
dahin noch kaum politisch waren. So entstand der Revisionismus 
nicht etwa als schichtspezifische Ideologie einer bestimmten Kate-
gorie von Arbeiterführern, sondern an den Reibungsflächen zwischen 
den — zumeist gerade besonders vorgeschobenen — Positionen der 
Arbeiterbewegung und dem herrschenden gesellschaftlichen und po-
litischen System. 

Der Vorstand hatte bis 1905 so wenig technische Kontrolle über die 
Arbeit der Reformisten an der Basis und in der Provinz, daß gerade 
die Linken eine Stärkung seiner technischen Möglichkeiten zur Dis-
ziplinierung revisionistischer Eskapaden forderten. Der Parteitag 
von Jena 1905, auf dem auch eine halbwegs radikale Massenstreik-
resolution gefaßt worden war, verabschiedete ein neues Organisa-
tionsstatut, das die Exekutive der Partei vergrößerte, vor allem den 
zentralen Stab durch die Anstellung von Parteibeamten mit nur 
technischen, also nicht politischen Punktionen („Sekretäre") stärkte 
und die Etablierung bezahlter, vom Vorstand eingesetzter Sekretäre 
auf Bezirks- und lokaler Ebene ermöglichte. In die zentralen tech-
nischen Organe wurden Funktionäre bestellt, die — wie Friedrich 
Ebert — als unpolitisch galten, weil damit die Neutralität dieser In-
stanzen in den innerparteilichen Auseinandersetzungen garantiert 
schien. Damit aber zogen nun gerade Vertreter jener Schicht von 
Partei- und Gewerkschaftsaktivisten in diese wichtigsten Institutio-


